
Rundfunksender auf dem Gebiet der DDR erhalten bleiben. Die
se Zeit könnte gleichfalls genutzt werden, um den zahlreichen 
Mitarbeitern dieser Einrichtungen eine neue berufliche Per
spektive zu eröffnen.

Verehrte Abgeordnete! Gestatten Sie mir noch einige Bemer
kungen zu einem speziellen Problem.

Es gibt nicht nur in der DDR Zeitungen und Zeitschriften, die 
allein unter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten in keinem 
Fall überlebensfähig wären. Sie haben aber eine unverzichtbare 
Funktion und bedürfen deshalb auch der besonderen Unter
stützung und Förderung durch den Staat. Ich denke hierbei vor 
allem an Publikationen von Minderheiten.

Vor kurzem richtete die Tageszeitung „Nova Doba“ der sorbi
schen Bevölkerung einen dringenden Hilferuf an die Öffent
lichkeit. - Herr Minister, wir haben uns darüber schon unter
halten.

Die „Nova Doba“, die seit 1947 in Bautzen erscheint, ist die ein
zige sorbische Tageszeitung und somit das einzige schriftliche 
Kommunikationsmittel des sorbischen Volkes. Sie ist unerläß
lich zur Bewahrung der nationalen Identität des sorbischen Vol
kes. Das Verschwinden dieser Zeitung aus der Medienland
schaft hätte wesentliche Folgen für das sorbische Volk, für des
sen Sprache und Kultur, für sein Nationalbewußtsein. Damit 
würde dieses unser kleines Volk noch wehrloser gegen den noch 
enormen Assimilationsdruck. Die Verpflichtung zur Unter
stützung der „Nova Doba“ durch den Staat ergibt sich nicht zu
letzt auch aus dem von beiden deutschen Regierungen am 15. Ja
nuar 1989 Unterzeichneten abschließenden Dokument des Wie
ner KSZE-Folgetreffens.

Ich möchte an dieser Stelle hervorheben, daß die Mitarbeiter 
der Redaktion der „Nova Doba“ nicht nur auf die finanzielle Hilfe 
des Staates setzen, sondern selbst eine ganze Reihe konkreter 
Maßnahmen zur Einsparung von Kosten festgelegt haben.

In ähnlicher Weise muß auch die Unterstützung für Publika
tionen anderer Minderheiten differenziert bewertet und ent
schieden werden. Ich denke da z. B. an die Behinderten, aber vor 
allem an unsere Kinder. Das entspricht auch der Regierungser
klärung unseres Ministerpräsidenten am heutigen Tage. - Ich 
bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

Danke schön. Ich möchte jetzt zunächst dem Minister Müller 
Gelegenheit geben zu einer kurzen Erwiderung auf die vorhin 
angeschnittene Frage. - Bitte schön.

Dr. Müller, Minister für Medienpolitik:

Ich glaube, so viel ist auf jeden Fall klar, daß es nicht zu einer 
Zerschlagung, zu einem Ausverkauf oder wie die Vokabeln auch 
alle heißen für die Rundfunkarbeit in der DDR kommen wird. 
Über die Modalitäten, wie es weitergeht, werden wir uns in die
sem Hohen Haus ja noch weiter verständigen, und Sie müssen 
letzten Endes dann auch entscheiden, ob nun das Medienmini
sterium seinen Auftrag aus der Regierungserklärung erfüllt hat 
oder nicht. Insofern sehe ich mich da nicht zu einer Apologetik 
veranlaßt.

Aber Herrn Weiß muß ich nun doch berichtigen. Ich will nicht 
moralisierende V okabeln wie „belügen“ odersohier gebrauchen; 
das finde ich nicht so sehr gut. Es ist aber doch sehr beschwer
lich, Herr Weiß, wenn Sie so ein bißchen in der Manier des Sensa
tionsreporters ein Papier aus einer Medienkommission heraus
tragen, das ausdrücklich zur persönlichen Information bezeich
net war und das dann - und da ist mein eigentlicher Kritikpunkt, 
denn die Veröffentlichung hatten wir ja ohnehin vor - eben 
schlicht falsch gelesen und wiedergegeben wird, und die Quelle 
dafür sind Sie gewesen.

Sie haben behauptet, so steht es da, der Entwurf sieht entge
gen bisherigen Aussagen auch des Medienministers Müller die 
sofortige Zulassung privater Sender vor.

Ich weiß nicht, wie Sie diese Aussage, der ich widersprochen 
habe, belegen wollten, wenn Sie noch die Präambel des Gesetzes 
gelesen hätten - und das ist ja für Leute, die die juristische Mate
rie nicht so verstehen, immer zu empfehlen, die allgemeineren 
Formulierungen der Präambel auch zu lesen.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Und da steht:

„Damit wird das duale Rundfunksystem in der Republik ein
geführt. Durch eine Geschäftsstelle für den privaten Rund
funk, die insbesondere die frequenztechnischen Abstim
mungen mit den Postverwaltungen durchführt, sollen 
spätere Zulassungsentscheidungen der Länder vorbereitet 
werden.“

Ich weiß wirklich nicht, wie Sie so etwas behaupten können.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Das Wort hat von der Fraktion der CDU/DA der Abgeordnete 
Steinmann.

Steinmann für die Fraktion CDU/DA:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wohl alle hier im Hause sind erleichtert, daß mit 
dem real begrabenen Sozialismus auch die Zeiten der unerträgli
chen Hofberichterstattung endlich vorbei sind.

(Vereinzelt Beifall bei Koalition)

Und den Damen und Herren der Opposition darf ich versi
chern: Die Regierungsparteien haben keine Gelüste auf einen 
neuen Verlautbarungs- oder Gefälligkeitsjournalismus.

(Dr. Gysi, PDS: Dann lesen Sie doch einmal den Brief.)

Im Gegenteil! Wir von der CDU und vom DA streben eine in
haltlich und auch strukturell moderne Medienordnung an, aber 
wir sind Realisten genug, um zu wissen, was Presse und Medien 
für ein Wechselbalg sind. Einerseits sind sie natürlich eine sozia
le Institution wie in der Allgemeinheit, aber auf der anderen Sei
te sind Medien eine Industrie und Information, eine Ware, und 
aus diesem Charakter heraus, nicht zuletzt aus diesem Doppel
charakter heraus, plädieren wir eben für ein duales System in 
den elektronischen Medien für öffentlich-rechtliche und für pri
vate Anbieter.

Und dabei übernehmen wir nicht einfach ungeprüft das west
deutsche System, sondern wir folgen durchaus den Erfahrun
gen, die wir in den vergangenen Monaten alle miteinander hier 
gesammelt haben; denn warum ist denn im Bereich der Zeitun
gen und Zeitschriften eine breitere Vielfalt gegeben als im Rund
funk, als im Hörfunk und im Fernsehen? Es liegt daran, daß die 
Vielfalt der Anbieter halt breiter ist.

Nun, das Thema dieser Aktuellen Stunde lautet: die Zukunft 
der Medien in der DDR, und wir möchten ein klares Ja zu dieser 
Zukunft geben entgegen den Unkenrufen einer gewissen Pres
se, und das ist gleich mein nächstes Stichwort: die Printmedien. 
Sie spielten hier bisher leider noch keine Rolle.

Ich lobte vorhin die Vielfalt in diesem Bereich, aber wir sehen 
die Meinungs- und Informationsfreiheit bedroht. Wir blicken be
sorgt auf die schamlosen Hochzeiten ehemaliger SED-Blätter 
mit einst ach so klassenkämpferisch gescholtenen Konzernen.

(Vereinzelt Beifall bei Koalition)


